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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Dr. Göiter, Pfeifer, Dr. Waigei, Dr. Probst, 
Frau Benedix, Dr. Fuchs, Dr. Schäubie, Dr. Hornhues, Dr. Wagner (Trier), Gerster^ 
(Mainz), Dr. Blüm, von Bockeiberg und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2985 - 

betr. Feststeiiung grundiegender Mängei an der Arbeitsweise des Bundesinstituts 
für Berufsbiidungsforschung durch den Bundesrechnungshof 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 17. März 1975 - MB/III B 5 - 0104-6 - 41/74 - die 
Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung, die bis zur Neubildung der Bundesregierung im Dezember 
1972 und für den Zeitraum der Prüfungsmitteilungen des Bun- 
desrechnungshofes (1970 bis 1972) die Aufsicht über das Bundes- 
institut für Berufsbildungsforschung (BBF) führten, wie folgt 
beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung den Bericht des Bundesredi- 
nungshofes über die Arbeitsweise und die Arbeitsergebnisse 
des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung und die darin 
geäußerte Kritik? 

Die Prüfungsmitteilungen des Bundesrechnungshofes (BRH) vom 
28. August 1973 haben Anregungen gegeben für Verbesserun- 
gen im BBF, die inzwischen vorgenommen worden sind, z. T. 
aber auch schon zum Zeitpunkt der Prüfungsmitteilungen in die 
Wege geleitet worden waren. Das BBF erfüllt seinen gesetz- 
lichen Auftrag (Berufsbildungsgesetz §§ 60 bis 72) und wird 
ihn - insbesondere aufgrund der vorgenommenen oder in die 
Wege geleiteten Verbesserungen - zunehmend besser erfüllen. 
Der Bericht des BMBW über das BBF vom 14. November 1974 
an den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages führt 
auch solche Verbesserungen im einzelnen auf. 

Bei der Würdigung der Kritik am BBF müssen folgende Tatbe- 
stände berücksichtigt werden: 
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— Es ist die frühe Aufbauphase des BBF (errichtet durch das 
Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969) mit den oft an- 
zutreffenden Anlaufschwierigkeiten neuer Einrichtungen, auf 
die sich die Prüfungsmitteilungen beziehen; 

— es gab für ein solches Institut sowohl in seiner Gestaltung 
als auch in seinem Forschungsgegenstand kein Vorbild; 

— die neue Berufsbildungsforschung - als notwendigerweise 
interdisziplinäre Wissenschaft - konnte sich nicht auf eine 
wissenschaftliche Tradition stützen, das Institut mußte seine 
wissenschaftlichen Grundlagen weitestgehend erst selbst 
erarbeiten; 

— die Institutsarbeit und damit auch die Breite und Tiefe der 
wissenschaftlichen Ergebnisse waren dadurch beeinträchtigt, 
daß das Institut 1970 und 1971 noch über verhältnismäßig 
wenig Personal verfügte und zudem auf drei weit auseinan- 
derliegende bundeseigene Dienstgebäude in Berlin proviso- 
risch verteilt und erst ab 1972 eine zusammengefaßte Unter- 
bringung in einem Dienstgebäude möglich war. 


2. Trifft es insbesondere zu, daß die Effizienz des Bundesinstituts 

für Berufsbüdungsforsdiung 

a) durch mangelnde Zusammenarbeit und dauernde Auseinan- 
dersetzungen im Leitungsbereich, insbesondere durch Streitig- 
keiten um Aufgaben und Befugnisse des Präsidenten, 

b) durch starke Reibungen zwischen Forschungsbereich und Ver- 
waltung, namentlich auf dem Gebiet der Mittelbewirtschaf- 
tung, 

c) durch unzureichende Leistungen der Abteilung für For- 
schungskoordinierung und der Forschungshilfsdienste (Biblio- 
thek, Dokumentation u. a.) 

erheblich eingeschränkt ist? 

Es trifft nicht zu, daß die Effizienz des BBF erheblich einge- 
schränkt ist. 

a) Im Leitungsbereich des BBF sind weder „mangelnde Zusam- 
menarbeit" noch „dauernde Auseinandersetzungen, insbe- 
sondere durch Streitigkeiten um Aufgaben und Befugnisse 
des Präsidenten" zu verzeichnen. Das Präsidialprinzip in der 
Leitung des BBF und damit Verantwortung und Aufgaben 
des Präsidenten finden in der entsprechenden Fassung der 
BBF-Geschäftsordnung ihren Ausdruck; die Leiter der For- 
schungshauptabteilungen haben eine beratende Funktion in 
wesentlichen BBF-Angelegenheiten. 

b) Durch organisatorische Änderungen wurden die Zusammen- 
arbeit zwischen Forschungsbereich und Verwaltung verbes- 
sert sowie Verantwortung und Aufgabenverteilung klar- 
gestellt. Überlegungen zu weiteren organisatorischen Maß- 
nahmen werden gegenwärtig angestellt im Zusammenhang 
mit den Vorbereitungen zur Einführung einer haushaltsmä- 
ßigen Verknüpfung von Forschungsaktivitäten, ihren Kosten, 
T erminplanung und Durchführungskontrolle ( „ Programm- 
haushalt"). 

c) Die Leistungen auf dem Gebiet der Forschungskoordinierung 
und der Forschungshilfsdienste (Bibliothek, Dokumentation, 
Archiv) sind inzwischen stark verbessert worden. Die ins- 
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besondere durch die erwähnte verteilte Unterbringung und 
die Umzüge in ihrer Leistungsfähigkeit gehemmten For- 
schungshilfsdienste werden ihren Aufgaben weitgehend ge- 
recht: bei der Bibliothek sind die Rückstände in der Akzes- 
sionierung und Katalogisierung fast völlig abgebaut, bei der 
Dokumentation werden seit einiger Zeit „Literaturinforma- 
tionen zur Berufsbildungsforschung" herausgegeben mit be- 
achtlichem Nutzen innerhalb und außerhalb des BBF, für den 
Bereich der Veröffentlichungen wurde die Konzeption markt- 
gerecht und das Verhältnis von Aufwand und Ertrag zuneh- 
mend besser gestaltet. Die verbesserte Koordination war 
auch bei der Vorbereitung des neuen Forschungsprogramms 
(1975 bis 1977) durch das BBF deutlich spürbar. 


3, Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Kritik des Bundes- 
rechnungshofes, die dem Institut für Berufsbildungsforschung zur 
Verfügung gestellten Mittel seien unwirtsdiaftlidi verwendet 
worden, und auch die Beteiligten seien mit den vorhandenen 
Forschungsergebnissen nicht zufrieden? 

Der Vorwurf der unwirtschaftlichen Verwendung der dem BBF 
im Prüfungszeitraum zur Verfügung gestellten Mittel trifft nicht 
zu. Daß in der Aufbauphase des Instituts die Arbeitsergebnisse 
in Relation zu den zur Verfügung stehenden Mitteln den z. T. 
hochgespannten Erwartungen der interessierten Öffentlichkeit 
nocht nicht entsprachen, sollte angesichts der damaligen perso- 
nellen, räumlichen und sonstigen Schwierigkeiten sowie der 
Lage der Berufsbildungsforschung als wissenschaftliche Disziplin 
nicht überraschen. 

Neben den verschiedenen, aufgrund der BRH-Mitteilungen ge- 
troffenen Maßnahmen soll insbesondere die in Vorbereitung 
befindliche Einführung des oben erwähnten „Programmhaus- 
halts" zu einer noch wirtschaftlicheren Verwendung der Mittel 
beitragen. 

Zur Frage einer eventuellen Zufriedenheit der Beteiligten mit den 
Forschungsergebnissen ist darauf zu verweisen, daß die Erwar- 
tungen an Forschungsergebnisse sehr unterschiedlich sind und 
damit auch die Zufriedenheit mit ihnen meist verschieden ist; es 
ist auch wegen abweichender bildungspolitischer Grundpositio- 
nen nicht immer zu vermeiden, daß Forschungsergebnisse in 
ihren Aussagen bisweilen nicht alle Beteiligten befriedigen kön- 
nen. Nach Auffassung der Bundesregierung sollte Beurteilungs- 
maßstab vielmehr vor allem die Ausrichtung der Forschungs- 
ergebnisse auf ihre Verwendung als wissenschaftliche Basis für 
die Gestaltung der Berufsbildung sein, wozu das BBF inzwischen 
seinen beachtlichen Beitrag leistet. 


4. Wie stellt sich die Bundesregierung weiterhin zu der Kritik des 
Bundesrechnungshofes, daß die wenig erfolgreiche Arbeit des 
Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung u. a. darauf zurück- 
zuführen sei, daß dem Institut kein konkretes Arbeits- und For- 
schungsprogramm vorgegeben worden ist? 

Die Auffassung des BRH wird nicht geteilt. Das von der Großen 
Koalition 1969 beschlossene Berufsbildungsgesetz weist dem 
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BBF die Aufstellung des Forschungsprogramms als eigene Auf- 
gabe zu. Die Bundesregierung hat lediglich im Genehmigungs- 
verfahren die Möglichkeit der Einflußnahme. Das erste For- 
schungsprogramm konnte vom BBF-Hauptausschuß erst nach 
seiner Konstituierung (1970) beschlossen werden; es wurde von 
der Bundesregierung im Frühjahr 1971 genehmigt. 

Das neue Forschungsprogramm (1975 bis 1977) ist vom BBF- 
Hauptausschuß beschlossen worden und liegt nun zur Geneh- 
migung vor. Zu seiner Vorbereitung habe idi eine Umfrage bei 
den mit Berufsbildung befaßten Bundesressorts über deren For- 
schungsbedürfnisse durchgeführt und die Ergebnisse in das For- 
schungsprogramm eingebracht. Die im Hauptausschuß vertre- 
tenen Organisationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
wurden vom BBF-Präsidenten entsprechend befragt. Durch diese 
Maßnahme wurde sichergestellt, daß ein an den Bedürfnissen 
der Praxis orientiertes, konkretes und hinreichend detailliertes 
Forschungsprogramm entstanden ist. 


5. Weldie Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die vom Bundesrechnungshof beanstandeten Mängel, die der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft im wesentlichen 
nicht bestritten hat, erfolgreich zu beseitigen? 

Alle gebotenen Maßnahmen zur Beseitigung der vom BRH im 
Herbst 1973 aufgezeigten Mängel sind inzwischen erfolgreich 
getroffen oder in die Wege geleitet worden; einige dieser Maß- 
nahmen sind oben genannt. Die Maßnahmen zielen insbeson- 
dere darauf ab, im BBF in effektiver Arbeitsweise und kürzest- 
möglicher Zeit sowie unter wirtschaftlichem Einsatz der Mittel 
zu fundierten, praxisbezogenen, umsetzungsorientierten For- 
schungsergebnissen zu gelangen. 
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